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Urlaub

• Gesetzlicher Mindesturlaub, § 3 BUrlG

= 24 Tage im Kalenderjahr bezogen auf 

eine 6-Tage-Woche (bei einer anderen 

Verteilung der Wochenarbeitszeit 

entsprechend anteiliger Urlaubsanspruch)

Merkformel = 4 Wochen im Kalenderjahr



• Tariflicher oder arbeitsvertraglicher 

(Zusatz-) Urlaub, z.B. 30 Tage

• Hierin ist der gesetzliche Mindesturlaub 

enthalten, d.h. der Zusatzurlaub beträgt 

10 Tage 



„Urlaubsformel“ des BAG
Urteil vom 30. November 2021 – 9 AZR 225/21 –

Bspw. gesetzlicher Mindesturlaub 

24 Werktage Urlaub bei 6-Tage-Woche

312 Werktage pro Jahr (52Wochen *6 Tage)

24 Werktage * Anzahl Tage mit Arbeitspflicht

312 Werktage

Bspw. Individueller Urlaub 

30 Tage Urlaub bei 5-Tage-Woche

260 Werktage pro Jahr (52Wochen * 5 Tage)

30 Werktage * Anzahl Tage mit Arbeitspflicht

260 Werktage



Urlaubsentgelt: 

übliches Entgelt (Durchschnitt der letzten 

13 Wochen vor Urlaubsantritt), § 11 

BUrlG (ohne Überstunden)

Abweichungen in 

TVen möglich!



Wann darf ich?

• Die Wünsche des Arbeitsnehmers sind 

bei der Festlegung des Urlaubs zu 

berücksichtigen, es sei denn, 

dringende betriebliche Belange oder 

Interessen anderer Arbeitnehmer mit 

Vorrang aus sozialen Gesichtspunkten 

stehen entgegen (§ 7 Abs.1 BUrlG)



Urlaubszweck: Erholung! 

Daher keine dem Urlaubszweck 

widersprechende Erwerbstätigkeit erlaubt, 

(§ 8 BUrlG)



Krank während Urlaub?!

Falls Arbeitsunfähigkeit  während Urlaub: 

• schnellstmögliche Mitteilung an AG

• durch ärztliches Zeugnis 

nachgewiesene Tage werden nicht auf 

den Urlaub angerechnet, § 9 BUrlG

(Hinweis: Gilt nicht für AU während 

Freizeitausgleich!)



Urlaubsübertragung, 

(§ 7 Abs. 3 BUrlG)

• Urlaub muss im laufenden Kalenderjahr 

gewährt und genommen werden

• Übertragung auf das nächste Jahr nur 

statthaft, wenn dringende betriebliche oder 

persönliche Gründe dies rechtfertigen

• Bis 31.03. des nächsten Jahres (ggf. andere 

Zeiträume durch Arbeits- oder Tarifvertrag 

oder interne Betriebsvereinbarung) 

Abweichungen 

in TVen

möglich!



Urlaub bei „Langzeitkrank“

• Tariflicher Zusatzurlaub: Übertragung 

bis 31.03. des Folgejahres

• Gesetzlicher Mindesturlaub kann bis 

zum 31.03. des übernächsten Jahres 

übertragen werden, soweit er nicht 

genommen werden konnte



Beispiel
30 Tagen Gesamturlaub pro Jahr, 5-Tage Woche

AU begann am 01.03.2020, endete am 03.04.2022, kein Urlaub in 

2020 genommen

Urlaubsanspruch 2020
10 Tage Zusatzurlaub am 31.03.2021 verfallen

20 Tage gesetzlicher Urlaub am 31.3.2022 verfallen

Urlaubsanspruch 2021
10 Tage Zusatzurlaub am 31.03.2022 verfallen

20 Tage gesetzlicher Urlaub bis 31.3.2023 zu nehmen

Urlaubsanspruch 2022
Voller Urlaub (20+10 Tage) steht zu



Abgeltung des Urlaubs
(§ 7 Abs. 4 BUrlG)

• Nur zulässig, wenn der Urlaub wegen 

Beendigung des Arbeitsverhältnisses 

nicht mehr genommen werden konnte



Arbeitsunfähigkeit

• = Krankheit, aufgrund derer die Arbeit 

nicht verrichtet werden kann



Entgeltzahlung, Lohnersatz

• Entgeltfortzahlung durch AG für die 

ersten 6 Wochen (nach 4 Wochen 

Wartezeit im Arbeitsverhältnis) (§ 3 EFZG)

• Danach Krankengeld durch die 

Krankenkasse für maximal 72 weitere 

Wochen (§44 SGB V)

• Danach ggf. Arbeitslosengeld (§145 SGB III)



Pflichten des ArbN bei 

Arbeitsunfähigkeit

• „Unverzügliche“ Benachrichtigung des 

ArbGeb

• Vorlage der AU-Bescheinigung („gelber 

Schein“) spätestens nach dem 3. 

Kalendertag nach Beginn der 

Arbeitsunfähigkeit



AU und jetzt?

• Aktivitäten während AU: Alles erlaubt, 

was der Genesung dient

Im Zweifel Arzt konsultieren!

• Achtung: Auslandsreisen mit 

Krankenkasse absprechen!

• Kündigung wegen und während

Krankheit möglich



Beendigung des 

Arbeitsverhältnisses

möglich durch:

• Ablauf der Befristung

• Aufhebungsvertrag

• Kündigung



Befristung

• Sachgrundlose Befristung (§14,2 TzBfG)

I.d.R. bis zu 2 Jahre und maximal 4 Arbeitsverträge

• Sachgrundbefristung (§14,1 TzBfG, WissZVG)

Sachgrund gerichtlich nachprüfbar

Zweckbefristung <=> Zeitbefristung

Strenge Schriftform!



Aufhebungs-/ Auflösungsvertrag

• Einvernehmliche Aufhebung des Arbeitsverhältnisses

• Schriftform vorgeschrieben (§623 BGB)

• Kündigungsschutz greift nicht, also auch keine 

anschließende Klage möglich

• Tipp: auch Folgeansprüche regeln (z.B. 

Urlaubsabgeltung, Zeugnis usw.)

• Möglich: Abfindung verhandeln

 Aber: kein Rechtsanspruch auf eine Abfindung!

Bedenkzeit 

ausbitten!



Kündigung

1. Eigenkündigung

2. Ordentliche Kündigung durch Arbeitgeber

3. Außerordentliche Kündigung durch Arbeitgeber



1. Eigenkündigung

• Schriftform

• Kündigungsfrist beachten (Arbeitsvertrag, 

Tarifvertrag oder Gesetz)

• Grund muss nicht angegeben werden



2. Ordentliche Kündigung durch Arbeitgeber

• Kündigungsfrist (tarifliche, vertragliche oder gesetzliche)

• Schriftform

• Anhörung des PR/ BR / MAV, soweit vorhanden: Widerspruch 

möglich

• Besonderer Kündigungsschutz (z.B. Schwangerschaft, 

Schwerbehinderung, Mitglied BR/PR)

• Kündigungsschutzgesetz anwendbar? (6 Monate ab Beginn 

Arbeitsverhältnis, mindestens 10 Vollzeit-Beschäftigte) 

• Wenn ja, dann nur 3 Kündigungsgründe möglich

 Personenbedingte Kündigung

 Verhaltensbedingte Kündigung

 Betriebsbedingte Kündigung



Kündigungsgründe

 Personenbedingte Kündigung

Gründe, die in der Person des ArbN liegen und 

Weiterbeschäftigung verunmöglichen: 

Führerscheinverlust, Verurteilung, Krankheit …

 Verhaltensbedingte Kündigung

Gründe, die im Verhalten des ArbN liegen

Schlechtleistung, Fehler, Sozialverhalten …

 Regelmäßig Abmahnung vorher erforderlich!

 Betriebsbedingte Kündigung

Gründe, die im gesunklenen Personalöbedarf zu finden sind

Sozialauswahl: Alter, Betriebszugehörigkiet, 

Unterhaltsverpflichtungen



3. Außerordentliche Kündigung durch 

Arbeitgeber

• Kündigungsfrist: meist keine (fristlos!)

• BR/ PR muss angehört werden: Stellungsnahme

möglich

• Schriftform

• Wichtiger Grund: Abwarten bis zum Ablauf der 

ordentlichen Kündigungsfrist unzumutbar

• muss innerhalb 2 Wochen ab Kenntnis des AG vom 

Kündigungsgrund erfolgen



Kündigungseinspruch § 3 KSchG

Hält der Arbeitnehmer eine ordentliche 

Kündigung für sozial ungerechtfertigt, so kann 

er binnen einer Woche nach der Kündigung 

Einspruch beim Betriebsrat einlegen. Erachtet 

der Betriebsrat den Einspruch für begründet, so 

hat er zu versuchen, eine Verständigung mit 

dem Arbeitgeber herbeizuführen. 



Kündigungsschutzklage

Kündigungsschutzklage 
beim Arbeitsgericht, § 4 

KSchG

Feststellung, dass 
Kündigung unwirksam 

ist

Innerhalb von 3 Wochen 
ab Zugang der 

Kündigung

Klage außerhalb des 
KSchG?

Nur bei anderweitigem 
Gesetzesverstoß …



Danke für Eure 

Aufmerksamkeit!

… und die nun folgenden Fragen


